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Leitsätze Über die vorläufige Gewährung von
Leistungen nach dem SGB II im Wege des
einstweiligen Rechtsschutzes ist auf der
Grundlage einer Folgenabwägung zu
entscheiden, wenn der allein streitige
Leistungsausschluss nach § 7 Abs. 1 Satz
2 SGB II nur ein Elternteil eines
minderjährigen Kindes betrifft.

Normenkette SGG § 86b Abs. 2 Satz 2
SGB II § 7 Abs. 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 16 AS 1466/19 ER
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2. Instanz

Aktenzeichen L 7 AS 25/20 B ER
Datum 08.09.2020

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des Antragsgegners wird zurÃ¼ckgewiesen.

Der Antragsgegner hat der Antragstellerin ihre notwendigen auÃ�ergerichtlichen
Kosten fÃ¼r das Beschwerdeverfahren zu erstatten.
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GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes um die
vorlÃ¤ufige GewÃ¤hrung von Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch
â�� Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende (SGB II) fÃ¼r die Zeit vom 2. Dezember
2019 bis 31. MÃ¤rz 2020.

Die 1990 geborene Antragstellerin, eine rumÃ¤nische StaatsangehÃ¶rige, ist Mutter
von drei Kindern. Mit diesen und deren Vater lebt sie zusammen in A-Stadt. Mit
Bescheid vom 19. November 2019 und Ã�nderungsbescheid vom 23. November
2019 bewilligte der Antragsgegner den Ã¼brigen vier HaushaltsangehÃ¶rigen
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II fÃ¼r die Monate
Dezember 2019 bis MÃ¤rz 2020. Dagegen sei die Antragstellerin von der
LeistungsgewÃ¤hrung ausgeschlossen, weil ihr in Deutschland lediglich ein
Aufenthaltsrecht zur Arbeitssuche zustehe. Dagegen erhob die Antragstellerin
fristgerecht Widerspruch, Ã¼ber den â�� soweit ersichtlich â�� noch nicht
entschieden wurde.

Mit Eilantrag vom 2. Dezember 2019 hat die Antragstellerin die vorlÃ¤ufige
LeistungsgewÃ¤hrung im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes gerichtlich
geltend gemacht. Das Sozialgericht Frankfurt am Main hat dem Antrag
stattgegeben und den Antragsgegner "im Wege der einstweiligen Anordnung
verpflichtet, der Antragstellerin als AngehÃ¶riger der Bedarfsgemeinschaft mit
ihrem Lebenspartner, Herrn C. C., sowie den gemeinsamen Kindern D., E. und F.
Leistungen zur Sicherung Lebensunterhaltes nach dem SGB II in dem gesetzlich
vorgesehenen Umfang und vorlÃ¤ufig fÃ¼r die Zeit vom 2. Dezember 2019 bis 31.
MÃ¤rz 2020 zu gewÃ¤hren" (Beschluss vom 12. Dezember 2019). Die
Antragstellerin habe das Bestehen eines Leistungsanspruchs nach dem SGB II als
Mitglied der Bedarfsgemeinschaft mit ihrem Lebenspartner und den gemeinsamen
Kindern glaubhaft gemacht. Neben dem Aufenthaltsrecht zur Arbeitssuche komme
ein solches aus dem in Â§ 11 Abs. 1 S. 11 FreizÃ¼gG/EU normierten
GÃ¼nstigkeitsprinzip i.V.m. Â§ 28 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 AufenthG in Betracht, sofern
angenommen werde, dass die vorgenannte Vorschrift analog auch fÃ¼r
Sorgeberechtigte gilt, die ihr diesbezÃ¼gliches Recht gegenÃ¼ber minderjÃ¤hrigen
UnionsbÃ¼rgern ausÃ¼ben. Dies kÃ¶nne aus dem in Art. 18 Abs. 1 des Vertrages
Ã¼ber die Arbeitsweise der EuropÃ¤ischen Union (AEUV) verankerten
Diskriminierungsverbot folgen, weil das Aufenthaltsrecht gemÃ¤Ã� Â§ 28 Abs. 1 S. 1
Nr. 3 AufenthG â�� jedenfalls auch â�� nach deutschen minderjÃ¤hrigen Kindern
und minderjÃ¤hrigen UnionsbÃ¼rgern differenziert. Nachdem das BVerfG durch den
von der Antragstellerin zu Recht zitierten Beschluss vom 4. Oktober 2019 (Az. 1 BvR
1710/18) ausdrÃ¼cklich herausgestellt habe, dass die vorgenannte
Rechtsauffassung in der Rechtsprechung der Landessozialgerichte und der Literatur
umstritten ist, habe das Gericht im vorliegenden Fall im Rahmen einer
FolgenabwÃ¤gung zu entscheiden. Dabei sei dem Interesse der Antragstellerin an
der Sicherung ihres Lebensunterhalts gegenÃ¼ber dem Ã¶ffentlichen Interesse an
der Vermeidung rechtswidriger Leistungserbringung der Vorzug zu geben. Denn hier
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gehe es sowohl um die GewÃ¤hrung von Leistungen zur Sicherung des
soziokulturellen Existenzminimums gegenÃ¼ber der Antragstellerin als auch um die
Wahrnehmung der elterlichen Sorge gegenÃ¼ber den sorgeberechtigten Kindern,
die unter dem besonderen grundrechtlichen Schutz des Art. 6 Abs. 1 und 2
Grundgesetz (GG) stÃ¼nden. Dem Leistungsausschluss nach Â§ 7 Abs. 1 S. 2 SGB II
stehe daher ein aus Â§ 11 Abs. 1 S. 11 FreizÃ¼gG/EU i.V.m. Â§ 28 Abs. 1 S. 1 Nr. 3
AufenthG analog herzuleitendes Aufenthaltsrecht entgegen.

Gegen den ihm am 17. Dezember 2019 zugestellten Beschluss des Sozialgerichts
hat der Antragsgegner fristgerecht Beschwerde zum Hessischen
Landessozialgericht erhoben.

Er beantragt,
den Beschluss des Sozialgerichts Frankfurt am Main vom 12. Dezember 2019
aufzuheben und den Antrag abzulehnen.

Die Antragstellerin beantragt,
die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts sowie des Vortrags der
Beteiligten im Beschwerdeverfahren wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und auf
die beigezogenen Verwaltungsakten des Antragsgegners, die bei der Entscheidung
vorgelegen haben, Bezug genommen.

II.

Die Beschwerde des Antragsgegners ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Ihr fehlt es nicht am RechtsschutzbedÃ¼rfnis, obwohl es im Beschwerdeverfahren
nur um einen abgeschlossenen Zeitraum in der Vergangenheit geht und die
streitgegenstÃ¤ndlichen Leistungen bereits vollstÃ¤ndig an die Antragstellerin
ausgezahlt worden sind. Denn eine Aufhebung der erstinstanzlichen Entscheidung
wÃ¼rde es dem BeschwerdefÃ¼hrer erlauben, die erbrachten Leistungen
zurÃ¼ckfordern zu kÃ¶nnen, ohne den Ausgang des Hauptsacheverfahrens
abwarten zu mÃ¼ssen (vgl. Keller in: Meyer-Ladewig/Keller/ Leitherer/Schmidt,
Sozialgerichtsgesetz, 13. Auflage 2020, Â§ 86b Rn. 47 m.w.N., auch zur
Gegenansicht). Auch sonst ist fÃ¼r einen in erster Instanz unterlegenen
LeistungstrÃ¤ger kein einfacherer Weg der Rechtsverteidigung ersichtlich
(eingehend dazu Hess. LSG, Beschluss vom 12. Oktober 2018 â�� L 9 AS 462/18 B
ER).

Das Sozialgericht hat dem Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung zu Recht
stattgegeben, weil dieser zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet ist.

Der Erlass einer einstweiligen Anordnung ist zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen
Zustands in Bezug auf ein RechtsverhÃ¤ltnis gemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 2 Satz 2
Sozialgerichtsgesetz (SGG) zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint. Voraussetzung fÃ¼r den Erlass einer
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Regelungsanordnung ist sowohl ein Anordnungsanspruch (d.h. die hinreichende
Wahrscheinlichkeit eines materiellen Leistungsanspruchs) als auch ein
Anordnungsgrund (d.h. die EilbedÃ¼rftigkeit der Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile), deren tatsÃ¤chliche Voraussetzungen glaubhaft zu machen
sind (vgl. Â§ 86b Abs. 2 Satz 4 SGG in Verbindung mit Â§ 920 Zivilprozessordnung
â�� ZPO -).

Materielle Rechtsgrundlage fÃ¼r den Anordnungsanspruch der Antragstellerin auf
GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld II ist Â§ 7 SGB II i.V.m. Â§ 19 Abs. 1 SGB II. Zu
Recht gehen die Beteiligten und das Sozialgericht Ã¼bereinstimmend davon aus,
dass die Anspruchsvoraussetzungen grundsÃ¤tzlich erfÃ¼llt sind und die
gesetzlichen Bedarfe der Antragstellerin nicht durch zu berÃ¼cksichtigendes
Einkommen und VermÃ¶gen gedeckt sind. Das hÃ¤lt auch der Senat fÃ¼r
glaubhaft. Auf dieser Grundlage hat der Antragsgegner inzwischen in Umsetzung
des erstinstanzlichen Beschlusses Leistungen erbracht. Problematisch ist
ausschlieÃ�lich, ob die Antragstellerin als erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte
gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB II von der LeistungsgewÃ¤hrung ausgenommen
ist.

Von der Glaubhaftmachung eines Anordnungsanspruchs ist das Sozialgericht im
Ergebnis zutreffend auf der Grundlage einer FolgenabwÃ¤gung ausgegangen
(ebenso bereits Hess. LSG, Beschluss vom 12. Oktober 2018 â�� L 9 AS 462/18 B ER
). Eine solche Vorgehensweise ist nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts angezeigt, wenn ein Gericht sonst nicht in der Lage
wÃ¤re, effektiven Rechtsschutz i.S.v. Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG zu gewÃ¤hren. Je
gewichtiger die drohende Grundrechtsverletzung und je hÃ¶her ihre
Eintrittswahrscheinlichkeit ist, desto intensiver hat danach die tatsÃ¤chliche und
rechtliche Durchdringung der Sache bereits im Verfahren des vorlÃ¤ufigen
Rechtsschutzes zu erfolgen. Indessen dÃ¼rfen sich die Gerichte, wenn ohne die
GewÃ¤hrung vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes schwere und unzumutbare, anders nicht
abwendbare BeeintrÃ¤chtigungen entstehen kÃ¶nnen, die durch das
Hauptsacheverfahren nicht mehr zu beseitigen wÃ¤ren, nur dann an den
Erfolgsaussichten der Hauptsache orientieren, wenn sie die Sach- und Rechtslage
nicht nur summarisch, sondern abschlieÃ�end prÃ¼fen kÃ¶nnen. Eine solche
abschlieÃ�ende PrÃ¼fung kommt allerdings nur in Betracht, wenn eine
vollstÃ¤ndige AufklÃ¤rung der Sach- und Rechtslage im Eilverfahren mÃ¶glich ist.
Ist das nicht der Fall, ist eine FolgenabwÃ¤gung durchzufÃ¼hren (siehe zum
Ganzen BVerfG, stattgebender Kammerbeschluss vom 8. Juli 2020 â�� 1 BvR 932/20
m.w.N.).

Vorliegend ist der Anspruch auf GewÃ¤hrung eines menschenwÃ¼rdigen
Existenzminimums aus Art. 1 GG i.V.m. Art. 20 Abs. 1 GG betroffen, dessen
BeeintrÃ¤chtigung nachtrÃ¤glich bei einem erfolgreichen Abschluss des
Hauptsacheverfahrens nicht mehr ausgeglichen werden kann, weil der elementare
Lebensbedarf eines Menschen grundsÃ¤tzlich nur in dem Augenblick befriedigt
werden kann, in dem er besteht (vgl. BVerfGE 125, 175, 225). Gleichwohl ist der
Senat in der Vergangenheit in mehreren Entscheidungen davon ausgegangen, die
Rechtslage bereits im Eilverfahren endgÃ¼ltig und abschlieÃ�end beurteilen zu
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kÃ¶nnen (zuletzt Beschluss vom 20. April 2020 â�� L 7 AS 114/20 B ER). An dieser
Rechtsprechung hÃ¤lt er nicht fest, soweit der zu beurteilende Leistungsausschluss
nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB II nur ein Elternteil eines minderjÃ¤hrigen Kindes
betrifft. Denn in solchen FÃ¤llen ist der Schutzbereich von Art. 6 GG erÃ¶ffnet (vgl.
BVerfG, stattgebender Kammerbeschluss vom 8. Juli 2020 â�� 1 BvR 932/20), der
fÃ¼r jedermann ein vorbehaltlos gewÃ¤hrtes Grundrecht enthÃ¤lt. Es handelt sich
um ein Abwehrrecht gegen staatliche Eingriffe in das ungestÃ¶rte Zusammenleben
in Ehe und Familie. Daraus lÃ¤sst sich aber kein allgemeiner Anspruch ableiten, mit
seiner Familie (auf Kosten der Allgemeinheit) gerade in Deutschland zu leben.
Vielmehr kÃ¶nnen auslÃ¤ndische StaatsangehÃ¶rige grundsÃ¤tzlich darauf
verwiesen werden, das Grundrecht durch ein Zusammenleben im Herkunftsland zu
verwirklichen (vgl. v. Coelln in Sachs, Grundgesetz, 8. Aufl. 2018, Art. 6 Rn. 24 mit
Hinweis auf BVerfGE 76, 1, 46 ff.; 80, 81, 92). Diese einer ganzen Familie drohende
Konsequenz des Leistungsausschlusses eines einzelnen Familienmitglieds erscheint
dem Senat jedoch unter bestimmten UmstÃ¤nden unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig. In
welchen FÃ¤llen â�� insbesondere wegen der in Deutschland bestehenden
Bindungen (dazu BVerfG a.a.O.) â�� von einer Unzumutbarkeit der Ausreise aus
Deutschland auszugehen ist, wirft neben der rechtlichen Bewertung zahlreiche
Tatfragen auf. Denn eine solche AbwÃ¤gungsentscheidung kann nur auf Grundlage
einer umfassenden Sachverhaltskenntnis erfolgen. Die dafÃ¼r erforderlichen,
gemÃ¤Ã� Â§ 103 SGG von Amts wegen vorzunehmenden Ermittlungen sprengen
indes den Rahmen des gerichtlichen Eilverfahrens und mÃ¼ssen daher dem
Hauptsacheverfahren vorbehalten bleiben. Dabei wird etwa zu berÃ¼cksichtigen
sein, inwieweit die Kinder in Schulen oder Kinderbetreuungseinrichtungen
eingegliedert sind und welche Sprachkenntnisse sie aufweisen (einerseits deutsch,
andererseits Sprache des Herkunftslandes), inwieweit sich der Aufenthalt der
Familie in Deutschland bereits verfestigt hat, welche beruflichen Nachteile sich fÃ¼r
den Partner des Antragstellers durch eine Ausreise in das Herkunftsland ergeben
wÃ¼rden usw.

Bei der demnach in derartigen FÃ¤llen entscheidungserheblich anzustellenden
FolgenabwÃ¤gung Ã¼berwiegen die Interessen der Antragstellerin am rechtzeitigen
Erhalt existenzsichernder Leistungen gegenÃ¼ber dem Interesse des
Antragsgegners an der Vermeidung einer Ã�berzahlung, die mÃ¶glicherweise nach
einem Obsiegen im Hauptsacheverfahren nicht mit Erfolg zurÃ¼ckgefordert werden
kÃ¶nnte (Senatsbeschluss vom 22. Juni 2011 â�� L 7 AS 700/10 B ER, info also
2012, 174 ff.). Dieser rein wirtschaftliche Aspekt muss hinter der drohenden
endgÃ¼ltigen Grundrechtsverletzung (vgl. erneut BVerfGE 125, 175, 225)
zurÃ¼ckstehen.

Vor diesem Hintergrund ist das Sozialgericht auch zutreffend von der
Glaubhaftmachung eines Anordnungsgrunds ausgegangen. Es ist nicht ersichtlich,
dass der Antragstellerin anderweitig bereite Mittel zur VerfÃ¼gung stehen
wÃ¼rden, um ihr Existenzminimum bis zur Entscheidung in der Hauptsache zu
sichern.

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des Â§ 193
SGG.
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Dieser Beschluss ist gemÃ¤Ã� Â§ 177 SGG unanfechtbar.

Erstellt am: 15.09.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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